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Standort-Zwischenlager Brunsbüttel (SZB) für Transport- und Lagerbehälter der 
Bauart CASTOR V/52 auf dem Gelände der Kernkraftwerk Brunsbüttel GmbH & Co. 
oHG (KKB)

hier: Erstreckung der Anordnung vom 16.1.2015, Az. V 7 - 416.793, in der Fassung 
der Anordnung vom 20.12.2017, Az. V 752 - 47389/2017, auf weitere Transport- und 
Lagerbehälter der Bauart CASTOR V/52

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Rahmen meiner Zuständigkeit gemäß § 24 Abs. 1 Satz 1 des Atomgesetzes (AtG) in 
seiner zurzeit gültigen Fassung erlasse ich die nachstehende

1. Die auf Grundlage der in der Betriebsgenehmigung des Kernkraftwerks 
Brunsbüttel im SZB-Gebäude bereitgestellten 11 Transport- und Lagerbehäl­
ter der Bauart CASTOR V/52 mit den Seriennummern

. 069 SGK
• 065 SGK
• 076 SGK
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• 145 GP
• 143 GP
• 137 GP
• 149 GP
• 077 SGK
• 071 SGK
• 138 GP
• 070 SGK

werden bei Inkrafttreten der unter dem 1.11.2012 beantragten Genehmigung 
auf Stilllegung und Abbau (1. Abbauphase) des Kernkraftwerks Brunsbüttel 
in den Regelungsgegenstand der Anordnung vom 16.1.2015 (Az. V 7 - 
416.793) zur Aufbewahrung von Kernbrennstoffen in den dort näher bezeich- 
neten 9 Transport- und Lagerbehältern der Bauart CASTOR V/52 im Gebäude 
des SZB, die gemäß der Anordnung vom 20.12.2017 (Az. V 752 - 47389/2017) 
bis zur Erteilung einer vollziehbaren Aufbewahrungsgenehmigung nach § 6 
Abs. 1 und 3 AtG, längstens jedoch bis zum 31.1.2020 gültig ist, mit einbezo­
gen. Die Aufbewahrungsanordnung gilt somit für alle 20 im SZB-Gebäude 
vorhandenen CASTOR-Behälter.

2. Diese Anordnung ist sofort vollziehbar.

Begründung:

Die Ihnen erteilte Aufbewahrungsgenehmigung des BfS vom 28,11.2003 (Az. GZ-V3-8544 
510) in der Fassung der 1. Änderungsgenehmigung vom 14.3.2008 (Az. SE 1.4-85445 
15), der 2. Änderungsgenehmigung vom 21.7.2014 (Az. SE 1.3-85445 16) sowie der 
nachträglichen Auflage vom 2.7.2013 (Az. SE 1.4 - 85447/51), ist durch Urteil des 
Schleswig-Holsteinischen Oberverwaltungsgerichts vom 19.6.2013 (Az. 4 KS 3/08), 
rechtskräftig geworden aufgrund des Beschlusses des Bundesverwaltungsgerichts vom 
8.1.2015 (Az. 7 B 25.13), aufgehoben worden.

Mit Bescheid vom 16.1.2015 (Az. V7 -416.793) habe ich angeordnet, dass Sie die im 
Zeitpunkt der Genehmigungsaufhebung bereits in das SZB eingelagerten Kernbrennstoffe 
weiterhin dort aufbewahren und dabei weiterhin sämtliche Regelungsinhalte der aufgeho­
benen Genehmigung sowie den erteilten Änderungsgenehmigungen einschließlich des 
vollständigen Betriebsreglements zu beachten haben. Nach meiner Anordnung vom 
20.12.2017 (Az. V 752-47389/2017) gilt diese Regelung nunmehr bis zur Erteilung einer 
vollziehbaren Aufbewahrungsgenehmigung nach § 6 Abs. 1 und 3 AtG, längstens jedoch 
bis zum 31.1.2020.

Die in der Anlage noch vorhandenen bestrahlten Brennelemente haben Sie seit Juni ver­
gangenen Jahres aus der Nasslagerung im Reaktorgebäude in eine Trockenlagerung in 
den oben aufgezählten Behältern im Gebäude des SZB überführt und dort für eine künfti­
ge Zwischenlagerung im Sinne des § 6 Abs. 3 Satz 1 AtG bereitgestellt. Dies erfolgte auf 
Grundlage der Genehmigung des Betriebs einer ortsfesten Anlage zur Spaltung von 
Kernbrennstoffen nach § 7 Abs. 1 AtG (Dauerbetriebsgenehmigung vom 11.8.1984); die
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Behälterbeladung und der Abtransport aus dem Reaktorgebäude geschahen mit unserer 
Zustimmung.

Unter dem 1.11.2012 haben Sie eine Genehmigung auf Stilllegung und Abbau (1. Abbau­
phase) des KKB gemäß § 7 Abs. 1 und 3 AtG beantragt, die voraussichtlich noch in die­
sem Jahr erteilt werden kann. Mit dem Wirksamwerden dieser Genehmigung entfällt die 
Berechtigung zum Umgang mit Kernbrennsoff im Anlagenbetrieb, aufgrund derer die Be­
reitstellung bisher erfolgt ist. Die Lagerung der Brennelemente in den unter Verfügungs­
punkt 1 dieses Bescheides aufgezählten Behältern im Gebäude des SZB kann dann nicht 
länger durch die Betriebsgenehmigung nach § 7 Abs. 1 AtG legitimiert werden. Auf die­
sem Umstand waren Sie in den Gründen der Anordnung vom 20.12.2017 bereits aus­
drücklich hingewiesen worden.

Dass bei Wirksamwerden der Stilllegungs- und Abbaugenehmigung eine genehmigte 
Zwischenlagerung der am Standort Brunsbüttel aufbewahrten und bereitgestellten Kern­
brennstoffe möglich wäre, ist nicht ersichtlich. Insbesondere wird das von Ihnen beim 
Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit (BfE) betriebene Verfahren auf Er­
teilung einer Aufbewahrungsgenehmigung für das Gebäude des Standortzwischenlagers 
Brunsbüttel bis dahin nicht abgeschlossen sein.

Sie sind unter dem 27.11.2018 zu diesem Verwaltungsakt angehört worden. Mit Schrei­
ben vom 5.12.2018 haben Sie mitgeteilt, dass Sie keine Anmerkungen hätten und beab­
sichtigten, die Anordnung zu akzeptieren und umzusetzen.

N.

1.

a)
Ermächtigungsgrundlage für die unter Ziffer 1 getroffene Regelung ist § 19 Abs. 3 Satz 1,
1. Var. und Satz 2 Nr. 2, 1. Var. AtG. Nach dieser Vorschrift kann die Aufsichtsbehörde 
anordnen, dass ein Zustand beseitigt wird, der den Vorschriften des AtG widerspricht, und 
zwar dadurch, dass radioaktive Stoffe bei einer von der Aufsichtsbehörde bestimmten 
Stelle aufbewahrt werden. Diese Bestimmung ermächtigt die Behörde auch zu vorbeu­
genden Anordnungen. Insbesondere ist die Behörde nicht darauf verwiesen, bis zum Ein­
tritt eines genehmigungswidrigen Zustands zuzuwarten (vgl. z.B. LG Kiel, Urt. v. 
30.6.1995, Az. 13 0 113/94, Rn. 43, juris).

Diese Voraussetzungen liegen vor.

b)
Der Tatbestand ist erfüllt, denn ohne die Einbeziehung in den Regelungsgegenstand der 
Aufbewahrungsanordnung würde ein Zustand drohen, der den Vorgaben des AtG wider­
spräche.

Zur Vermeidung von Wiederholungen beziehe ich mich insoweit auf die näheren Darstel­
lungen in den Gründen der o.g. Bescheide vom 16.1.2015 und vom 20.12.2017.
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c)
Die im Verfügungspunkt zu Ziffer 2 getroffene Rechtsfolge ist von der Ermächtigungs­
grundlage gedeckt, denn sie vermeidet den Eintritt eines atomrechtswidrigen Zustands bei 
Wirksamwerden der Stilllegungs- und Abbaugenehmigung. Zudem ergeht sie unter Be­
rücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls in Ausübung des pflichtgemäßen Ermes­
sens nach § 73 LVwG.

Die sich aus der Verlängerung der Aufbewahrungsanordnung für Ihr Unternehmen und 
Dritte wie z.B. Nachbarn ergebenden Belastungen sind mit Blick auf den verfolgten Zweck 
nicht unverhältnismäßig.

So ist die Einbeziehung der oben aufgezählten Behälter in die Aufbewahrungsanordnung 
erforderlich, um weiterhin die sichere Überwachung und Handhabung der darin befindli­
chen Kernbrennstoffe sicherzustellen. Soweit die Fortgeltung der Vorschriften der aufge­
hobenen Aufbewahrungsgenehmigung gemäß § 6 Abs. 1 und 3 AtG angeordnet wird, ist 
dies erforderlich um die jederzeit sachgerechte Überwachung und Sicherung zu errei­
chen. Zu einer Lagerung im SZB-Gebäude gibt es zudem weiterhin keine gleichwertigen 
Alternativen, denn bei dem Gebäude handelt es sich um den für die trockene Lagerung 
abgebrannter Brennelemente am besten geeigneten Ort auf dem Anlagengelände. Dies 
wurde durch die TÜV NORD SysTec GmbH & Co. KG in ihrer Stellungnahme vom 
8.7.2016, die meinem Schreiben vom 15.7.2016, (Az. V 756-48431/2016) als Anlage 2 
beigefügt ist, bestätigt.

Die Erweiterung der Aufbewahrungsanordnung ist auch angemessen, denn sie dient dem 
Schutz der in § 1 Nr. 2 AtG genannten Rechtsgüter, welchen eine überragende Bedeu­
tung zukommt. Die Belastungen, die zu besorgen wären, wenn die Kernbrennstoffe, für 
die es derzeit keine Lagermöglichkeit außerhalb des Standortes Brunsbüttel gibt, dort 
nicht auf die sicherste mögliche Art gelagert würden, wögen ungleich schwerer. Ihr Unter­
nehmen hat die aufgehobene Aufbewahrungsgenehmigung für Kernbrennstoffe erneut 
beantragt. Die Anordnung zur weiteren Aufbewahrung von Kernbrennstoffen bedeutet für 
Sie somit keine Belastung über die von Ihnen selbst beantragte und geplante hinaus. Für 
Nachbarn und sonstige betroffene Dritte bedeutet die Anordnung ebenfalls keine unzu­
mutbare Beeinträchtigung. Die getroffene Anordnung dient nämlich in besonderem Maße 
dem Schutz der Nachbarn und sonst betroffener Dritter vor den Gefahren und Risiken der 
Lagerung von Kernbrennstoffen, die entstünden, wenn die bisher geltenden Überwa- 
chungs- und Sicherungspflichten ausliefen.

Wegen weiterer Einzelheiten hierzu nehme ich abermals auf die Gründe der Anordnungen 
vom 16.1.2015 und vom 20.12.2017 Bezug.

2.

a)
Grundlage des Verfügungspunkts zu Ziffer 2 ist § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungs­
gerichtsordnung (VwGO) in ihrer zurzeit gültigen Fassung.

Nach § 80 Abs. 1 Satz 1 VwGO haben Widerspruch und Anfechtungsklage aufschiebende 
Wirkung. Die aufschiebende Wirkung entfällt nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO in den 
Fällen, in denen die sofortige Vollziehung im öffentlichen Interesse oder im überwiegen-
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den Interesse eines Beteiligten von der Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen' oder 
über den Widerspruch entschieden hat, besonders angeordnet wird.

b)
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung liegt im öffentlichen Interesse.

Mit der Erstreckung der Aufbewahrungsanordnung auf die Kernbrennstoffe in den oben 
aufgezählten Behältern wird - wie gezeigt - sichergestellt, dass die Aufbewahrung auf 
Ihrem Betriebsgelände entsprechend eines Regelwerks erfolgt, das eine hinreichende 
Überwachung und Sicherung des Kernbrennstoffs ermöglicht. Um sicherzustellen, dass 
diese notwendigen Voraussetzungen für die sichere Aufbewahrung der Kernbrennstoffe in 
den oben aufgezählten Behältern auch im Fall der Rechtsmitteleinlegung gegeben sind, 
ist es unerlässlich, die sofortige Vollziehung anzuordnen. Zumindest für den Zeitraum bis 
zur Entscheidung über das Rechtsmittel entstünde andernfalls ein ungeregelter Zustand. 
Während dieser Zeit gäbe es kein verbindliches Regelwerk, nach dem die Aufbewahrung 
stattzufinden hätte. Dies ist - wie gezeigt - jedoch zu jeder Zeit notwendig, um Leben und 
Gesundheit potenziell Betroffener sowie Sachgüter vor den Gefahren der Kernenergie 
und der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlen zu schützen.

c)
Vor diesem Hintergrund ist die Anordnung der sofortigen Vollziehung in Ausübung des 
pflichtgemäßen Ermessens (vgl. Hk-VerwR/ßostec/f, 2. A. 2010, § 80 VwGO, Rn. 96) aus­
zusprechen, denn insbesondere ist sie auch unter Berücksichtigung Ihrer Belange und der 
Belange Dritter verhältnismäßig. Die Anordnung dient - wie gezeigt - in besonderem Ma­
ße dem Schutz der Nachbarn und sonst betroffener Dritter vor den Gefahren und Risiken 
der Lagerung von Kernbrennstoffen, weshalb kein Zeitraum hingenommen werden kann, 
während dessen die sich aus der Anordnung ergebenden Pflichten zur Überwachung und 
Sicherung suspendiert wären. Sie haben die aufgehobene Aufbewahrungsgenehmigung 
für Kernbrennstoffe bereits erneut beantragt. Für Nachbarn und sonstige betroffene Dritte 
bedeutet die sofortige Vollziehbarkeit der Anordnung ebenso wenig eine unzumutbare 
Beeinträchtigung wie die Anordnung selbst.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe bei dem 
Schleswig-Holsteinischen Oberverwaltungsgericht, Brockdorff-Rantzau-Straße 13, 24837 
Schleswig, schriftlich oder in elektronischer Form Klage erhoben werden.

Hinweis:
Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere Voraussetzungen zu be­
achten (vgl. die Landesverordnung über den elektronischen Rechtsverkehr mit den Ge­
richten und Staatsanwaltschaften vom 12.12.2006 (GVOBI. 2006, 361) in derz. Zt. gel­
tenden Fassung. Hiernach wird die elektronische Form insbesondere durch eine qualifi­
ziert signierte Datei gewahrt, die nach den Maßgaben der genannten Landesverordnung 
übermittelt wird. Weitere Informationen zum elektronischen Rechtsverkehr mit den Gerich­
ten und Staatsanwaltschaften sind auf der Internetseite www.justizpoststelle.Schleswig­
holstein.de abrufbar.

http://www.justizpoststelle.Schleswigholstein.de
http://www.justizpoststelle.Schleswigholstein.de


Mit freundlichen Grüßen

___ . 

Prof. Dr. Dr. Jan Backmann

Leiter der Abteilung 
Reaktorsicherheit und Strahlenschutz


